
 

Bekanntmachung 
 
Satzung 
der Gemeinde Odenthal zum Erlass einer Veränderungssperre für den Bereich der 6. Ände-
rung des Bebauungsplanes Nr. 7 II -Blecher- vom 11.12.2019 
 

Präambel 
Auf Grund der §§ 14 (1) und 16 (1) des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 03.11.2017 (BGBL. I S.3634) in Verbindung mit §§ 7 und 41 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 11.04.2019 (GV.NRW.S.202), hat der Rat der Gemeinde Odenthal am 10.12.2019 fol-
gende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Für das Gebiet der zur Aufstellung beschlossenen 6 Änderung des Bebauungsplanes Nr. 7 II 
-Blecher- wird eine Veränderungssperre gemäß § 14 BauGB beschlossen. Die genaue Ge-
bietsabgrenzung wird durch die zeichnerische Darstellung, welche Bestandteil der Satzung 
ist, festgelegt. 
 

§ 2 
Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre (§ 1) dürfen 

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht 
beseitigt werden; 

2. erhebliche oder wesentliche wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und 
baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder 
anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden. 
 

§ 3 
Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der Veränderungs-
sperre eine Ausnahme zugelassen werden. Die Entscheidung über Ausnahmen trifft die Bau-
genehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde. 
 

§ 4 
Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt worden 
sind, Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des Bauordnungsrechts Kenntnis 
erlangt hat und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre hätte 
begonnen werden dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher aus-
geübten Nutzung werden von der Veränderungssperre nicht berührt. 
 

§ 5 
Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
Sie tritt mit der Bekanntmachung der 6. Änderung des Bebauungsplans Nr. 7 II -Blecher-, 
spätestens nach Ablauf von zwei Jahren außer Kraft. Die Verlängerung ihrer Geltungsdauer 
nach § 17 (1), Satz 3 und (2) BauGB bleibt unberührt. 
 
Anlage: 
Gebietsabgrenzung der Veränderungssperre für den Bereich der 6. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 7 II -Blecher- 
 

Hinweise 
(1) Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB über die Geltendmachung 

etwaiger Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögensnachteile durch die 
Veränderungssperre gem. § 18 BauGB und die Vorschriften des § 18 Abs. 3 BauGB 
über das Erlöschen der Entschädigungsansprüche bei nicht fristgemäßer 



Geltendmachung wird hingewiesen. 
(2) Gem. § 7 Abs. 6 GO NRW kann die Verletzung von Verfahren- oder Formvorschriften 

der Gemeindeordnung gegen Satzungen nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigever-

fahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Odenthal vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich: 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der 
dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungs-
plans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die 
Verletzung begründeten Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt ent-
sprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 

 
Die Veränderungssperre kann im Geschäftsbereich III -Bauen & Technische Dienste- der 
Gemeinde Odenthal, Altenberger-Dom-Straße 29, 51519 Odenthal, während der Dienststun-
den 
Montags bis donnerstags 

von 7.30 Uhr bis 12.30 Uhr 
und 14.00 bis 16.00 Uhr 

Freitags 
von 7.30 bis 12.30 Uhr 

sowie jeden 1. Donnerstag im Monat 
von 7.30 Uhr bis 12.30 Uhr 
und 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 

eingesehen werden. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 

1. Die vorstehende Satzung wird hiermit gemäß § 16 Abs. 2 BauGB in Verbindung mit § 
2 Abs. 4 Nr. 1 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommuna-
lem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung) vom 26.08.1999 (GV NRW S. 516) öf-
fentlich bekannt gemacht. 

2. Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der Satzung mit dem Ratsbeschluss vom 
10.12.2019 übereinstimmt und die Bekanntmachung dem Verfahren gemäß § 2 Abs. 
1 und 2 der geltenden Bekanntmachungsverordnung entspricht. 

 
Odenthal, den 11.12.2019 
 
Gemeinde Odenthal 
Der Bürgermeister 
 
gez.:  
Lennerts 



 


